Muster 5
(Zu § 18 Absatz 1 und 4 GGO II)
Vorlage zur Stellungnahme einer Senatsverwaltung
an den Rat der Bürgermeister mit beizufügender Senatsvorlage
Senatsverwaltung für ..................	Berlin, den .......................
[Geschäftszeichen] 1	[Telefon]
	[E-Mail]
Vorlage Nr. R-...................2
- zur Stellungnahme -
Ich bitte, für die Sitzung des Rats der Bürgermeister am ......... folgende Angelegenheit für die Tagesordnung vorzusehen:
1.	Beratungsgegenstand:	......................................
2.	Berichterstattung: 	[Senator/in] ....................
3. 	Entwurf der Stellungnahme:
Der Rat der Bürgermeister ist einverstanden mit dem von der Senatsverwaltung für … mit Vorlage Nr. R-… 2 vorgelegten Entwurf …… 3.
III.	Der Beschluss ist von der Senatsverwaltung für .............. zu bearbeiten. 
4.	Den Wortlaut des Entwurfs, die Begründung, Ausführungen zur frühzeitigen Beteiligung der Bezirke, die Rechtsgrundlage, die Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter, die Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen, die Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg, die Auswirkungen auf den Klimaschutz, die Auswirkungen auf das elektronische Verwaltungshandeln sowie Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung
Bitte ich, der beigefügten Senatsvorlage zu entnehmen. 4, 5, 6 
Der Senat hat in seiner Sitzung am … von dieser Senatsvorlage Kenntnis genommen, die Beschlussfassung jedoch bis zum Vorliegen der Stellungnahme des Rats der Bürgermeister zurückgestellt 7
Namenswiedergabe [des Senatsmitglieds bzw. der Staatssekretärsebene] 8

Beispiele und Hinweise zur Ausfüllung des Musters 5 Vorlage zur Stellungnahme einer Senatsverwaltung an den Rat der Bürgermeister mit beizufügender Senatsvorlage:
Hinweis:	Für die Fußnoten 1 und 8 wird auf die entsprechenden Ausführungen zum Muster 1 verwiesen.
2	Die Vergabe der Vorlagenummer erfolgt bei der Aufstellung der RdB-Tagesordnung durch die Geschäftsstelle des Rats der Bürgermeister.
3	Beispiele:
Der Rat der Bürgermeister ist einverstanden, mit dem von der Senatsverwaltung für ........... mit Vorlage R-Nr. .......... 2 vorgelegten Entwurf (eines Gesetzes über ........, einer Verordnung über .........., von Verwaltungsvorschriften über .........., eines Berichts an das Abgeordnetenhaus über .......... etc.). 
4	Ein Verweis auf Ausführungen in einer Anlage sind nur insoweit vorzusehen, wie dort entsprechende Ausführungen enthalten sind. Andernfalls sind notwendige Ausführungen unter Nennung der entsprechenden Rubrik in der Vorlage auszuweisen.
Für den Fall, dass eine Vorlage ohne vorherige Senatsbefassung in den Rat der Bürgermeister eingebracht werden soll, ist ebenfalls das Muster 5 zu verwenden. Da jedoch nicht auf eine beigefügte Senatsvorlage verwiesen werden kann, sind die Rubriken „Begründung“, „Ausführungen zur frühzeitigen Beteiligung der Bezirke“, „Rechtsgrundlage“, „Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter“ etc. gesondert auszuweisen und auszufüllen (vgl. hierzu Hinweise und Beispiele in Muster 1).
5	Nach § 25 Absatz 1 des LOG BE ist den Bezirken zur Wahrung ihrer Interessen die Möglichkeit zu geben, frühzeitig zu den Fragen der Verwaltung und zur Gesetzgebung, die die Belange der Bezirke betreffen, Stellung zu nehmen. Erfolgt eine Vorlage ohne vorherige Senatsbefassung, ist eine gesonderte Rubrik „Ausführung zur frühzeitigen Beteiligung der Bezirke“ vorzusehen.
6	Nach § 7a des Bezirksverwaltungsgesetzes in Verbindung mit §§ 29 bis 35 LOG BE ist dem Rat der Vorsteherinnen und Vorsteher der Bezirksverordnetenversammlungen Gelegenheit zu geben, im Rat der Bürgermeister zu grundsätzlichen Fragen der Gesetzgebung und Verwaltung Stellung zu nehmen, soweit sie den Organisationsbereich der Bezirksverordnetenversammlungen betreffen. Sollte das der Fall sein, ist hier ebenfalls darauf aufmerksam zu machen:
· dass der Organisationsbereich der Bezirksverordnetenversammlungen betroffen ist,
oder
· dass die Stellungnahme des Rats der Vorsteherinnen und Vorsteher eingeholt wurde.
7	Wird vom Rat der Bürgermeister gemäß § 16 Absatz 1 Satz 4 GGO II eine Stellungnahme innerhalb einer gesetzten Frist (mindestens eines Monats) erbeten, so ist dies an dieser Stelle einschließlich der diesbezüglichen Begründung erneut darzustellen, auch wenn dies bereits in der Senatsvorlage enthalten ist.
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